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DESMINISTERIUM FOR UNTERRICHT UND KUNST 

für die Bundeslehrer an allgemeinbildenden 

Schulen, Pädagogischen Akademien, Pädagogischen Instituten 

sowie Bundeserzieher an Helmen für SchOier allgemeinbildender 

Schulen 

• An das 

Bundesministerium 
für Unterricht und KUnst 

Abteilung III-LEGISTIK 

Freyung 1 
1010 Wien 

:-# 

1010 Wien� 
Herrengasse 14/3. 

Wien�85 03 22 

Betr.: Stellungnahme des Zentralausschusses zum Entwurf einer 
8.SchOG-Novelle� Zl. 12.690/3-III/2/85 

sowie zum Entwurf einer A'nderung des Lehrplanes für die 
allgemeinbildenden höheren Schulen, Zl. 13. 890/2-III/2/85. 

Sehr geehrte Herren/ 

Der Zentralausschuß für Bundeslehrer an AHS übermittelt in der 

Beilage seine Stellungnahmen zu o.a.Novelle bzw.A'nderung des Lehr­

planes an AHS mit der Bitte um Kenntnisnahme. 

Mit dem Ausdruck der 

vorzüglichen Hochachtung 

für den Zentralausschuß: 

Beilagen 
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ZEijTRALAUSSCHUSS 
t' . '  beim BMIUuK für die 

Bundeslehrer an AHS 

: 1010 Wien, Herreng:!s:e 14-. ' 
• 

STELLUNGNAHME ZUM ENTWURF EINER 8.SCHOG - NOVELLE, GZ. 12.690/:3-III/2/85 

Zu § 8 a Abs.:3: 

Die Mindestzahlen für die Abhaltung eines alternativen Pf2ichtgegenstandes, 

eines Freigegenstandes oder einer unverbindlichen Ubung sind 3U s�nken und 

zwar von 15 auf 12, in den anderen Fällen Von 12 at<l 9. 

Begründung : 

Bei den aLlgemein zurückgehenden Schülerzahlen besteht bei gleich­

bleibenden Er8fjnungszahlen die Gefahr, daß viele wertvolle 

Bildungsangebote nicht mehr zustandekommen, weil die notwendige 

Zahl der Anmeldungen nicht erreicht wird. 

Die Senkung der Er8ffnungszahlen würde ein Nachziehen gegenüber 

der Entwicklung der Schülerzahlen und nicht notwendigerweise zu 

KOstensteigerungen führen. 

Die Mindestzahl 8 für den F8rderunterricht sollte einheitlich auf 6 

gesenkt werden. Die vorgeschlagene Regelung trägt z.B. nicht der besonderen 

Aufgabe der Leistungsgruppen und damit des F8rderunterrichts an der 

Berufsschule Rechnung. 

Zu § 39 Abs.2: 

Der Zentralausschuß steht der Aufnahme neuer Lerninhalte wie 

INFORMATIK positiv gegenüber. 

Er weist jedoch darauf hin, daß die Vorbereitungszeit für die 

Einführung des neuen Gegenstandes sehr kurz üXl1' und die Erfahrungen 

aus dem Freigegenstand EDV bzw. dem Wahlpf2ichtgegenstand EDV in den 

Schulversuchen nicht ohne. weiters übertragbar sind (EDV und Informatik 

sind nicht d�kungsgLeich; bisher Liegen nur Erfahrungen mit sich 

freiwillig meldenden Schülern vor. Es wird daher - unVorgreiflich 

einer späteren Oberstufenreform - : angeregt, den PfLichtgegenstand 

Informatik nur probeweise und auf zwei Jahre befristet einzuführen. 

Die Fahrung eines verpjtichtenden Gegenstandes INFORMATIK als unbenotete 

"verbindliche llbung" TArlrd vom ZentraZausschul3 jedenfaU,s entschieden abgeLehnt. 

Sie widerspricht dem Wesen einer h8heren Schul�, würde gerade inter-

essierte SChüler um positive Rückmeldungen bringen und k8nnte in 

weiterer Folge Auswirkungen auf den Status anderer PfZichtgegenstände 

haben. Wenn Infol'rTKltik al,s verpfZichtender Gegenstand eingeführt üJird, 

dann kann dies nur als benoteter PfZichtgegenstand geschehen. Befürchtete 

Nachteil,e eines Pflichtgegenstandes sind durch Lehrplan und entsprechende 

Unterrichtsgestaltung hintanzuhalten. 
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Unter keinen Umständen darf weiters die Einführung dieses neuen Gegen­

standes auf KOsten der Sv�nden anderer Pjtichtgegenstände erfolgen. 

(Siehe auch Stellungnahme zum Lehrplanentwurf). 

Im übrigen wird darauf hingewiesen, daß die instrumentellen, räumlichen 

und finanziell�inistrativen Voraussetzungen (Schulbuch-Limit, 

Betriebs-/Wartu�/Reparaturkosten) rechtzeitig gegeben Bein müßten. 

Der Freigegenstand EDV ist weiter zu fördern. 

Es stelLt sich weiters die Frage, ob auch SchüLer, die häufig Fehlen, den 

Teilnahmevermerk erhaLten und weLche Rechtsfolgen das FehLen eines 

soLchen Vermerks hat. 

unabhängig vam �anisatorischen'�e der Integration der INFOR�TIK 
in traditioneLLe Unterrichtsgegenstände vermehrtes Augenmerk zu schenken. 

Zu § 39:Die VerteiLung der 2. Lebenden Fremdsprache am Oberstufenrealgymnasium auf 
vier Jahre ist auf Grund der bisherigen Erfahrungen WÜnschenswert und wird 
hiermit beantragt. 

Zu § 43 Abs.2: 

Der Zentralausschuß begrUßt die vorgeschLagene Senkung der Klassen­

schülerhöchstzahlen auf 30, mit der weitgehend ein�seit langem 

erhobene�,wohLbegründeten Forderung der Standesvertretung Rechnung 

getragen wird. 

Der Letzte Teil, des Abs. 2 ("und son 20 nicht unterschreiten ") 

ist wenig aussage kräftig und wäre besser durch die Nennung einer 

Untergrenze (10) zu ersetzen. 

Der Zentralausschuß bedauert, daß der vorLiegende Entwurf sich nur 

auf die Unterstufe AHS bezieht und weist darauf hin, daI3 die in den 

ErLäuterungen zitierte Entschl,ießung des National,rates vom 30.Juni 1982 

. die angemeinbiZdenden höheren SchuLen im ganzen nennt. 

Mit der AuskLammerung der Oberstufe wird der RUckgang der Schüler­

zahlen zu wenig berücksichtigt. Eine - Laut Ent7.üurf - bis zum 

SchuLjahr 1988/89 nicht vorgesehene Senkung der KLassenschülerhöchst­

zahLen an der Oberstufe würde angesichts der Entwicklung der SchüLer­

zahlen zu schweren Einbußen nicht nur bei der Lehrerbeschäftigung, 

sondern auch beim Typenangebot, ja sogar bei der Zahl der Schulstandorte 

führen (Vgl,. Bestimnung über Standorterhaltung § 21 Abs.l). Besonders 

stark betroffen uXJ.re von einer solchen Entwicklung das Oberstufen­

Rea�ymnasium, dessen Schüler in den 5.Klassen des Schuljahres 1985/86 

gegnüber den Schülern des Polytechnischen Lehrganges (§ 33, Abs.l idF 

des Entwurfes) erhebLich benachteiligt wären. 
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Es wird daher eine etappenweise Senkung der Klassenschülerzahlen auch 

im Bereich der Oberstufe beantragt, die beim aRG mit dem Schuljahr 

1985/86 einzusetzen hätte. (Auch im Hinblick auf eine Neugestaltung 

der AHS-oberstufe im Zusammenhang mit den SchuZversuchen muß eine 

Senkung der Klassenschülerhöchstzahlen Vorrang vor allfälligen weiteren 

Änderungen haben.) 

FolgendeYbergangsregeZungen und flankierende Maßnahmen, die nicht d7�ch 
das SchOGzu regeZn sind - werden in diesem Zusammenhang beantragt: 

• Anpassung der Fremdspraahenteilungen generell an die Klassenschüler­
höchstzahZ 30 als AusgZeich füP den Wegfall von Teilungen 

• Aufrechterhaltung bestehender Teilungen zwischen 5.bis 8. bzw. 

zwischen 9.bis 12. Schulstufe 

• Verbesserte Möglichkeit zu typenspezifischer Eröffnung von Klassen 

Zu § 131 c: 

Ein Vorbereitungslehrgang zur Ermöglichung der Aufnahme in eine Pädagogische 

Akademie wüPde füP einen begrenzten Personenkreis eine Sackgasse öffnen 

und einen Weg der Weiterbildung darstellen. Er wird daher im Prinzip be­

grüßt. Als Maßstab muß jedoch gelten, daß er unter Berücksichtigung 
. 

erfolgreich absolvierter Bildungsgänge jene StudienquaZifikai�n 

sichert, die einer Reifeprüfung gleichwertig ist. Der in Abs. 2 Z.2 

zugrundegelegte Lehrplan kann in dieser allgemeinen Form nicht da­

raufhin beurteilt werden.Jedenfalls ist jedoch im Interesse der 

notwendigen Qualifikationshöhe dieAlternativstellung von Deutsch 

(erweiterter Unterricht), Mathematik und Lebender �emdsprache 

abzulehnen. 

unter Bedachtnahme auf die dargelegten Grundsätze bzw. Einwände 

wäre andererseits zu prüfen, inwieweit der Vorbereitungs lehrgang nicht 

auch für Fremdspraahenlehrer, sportlehrer, Religionslehrer l 3 

und Erzieher eine Möglichkeit der WeiterbiZdung bedeuten könnte • 

. , •. ':., .... ",', ,".ri::' 
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